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1. Die Ausgangslage: Rezessionsjahre und strukturelle 
Herausforderungen der deutschen Volkswirtschaft 

Im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD finden sich zahlreiche 
wirtschaftspolitische Maßnahmen bzw. Ankündigungen von Maßnahmen, mit denen die neue 
Bundesregierung einen Wachstumsschub auf den Weg bringen will. Ausgangspunkt ist die 
richtige Diagnose, dass Deutschland in den beiden zurückbleibenden Jahren in der 
Rezession hängen geblieben ist – und auch für das laufende Jahr 2025 sind die Prognosen 
düster, die meisten gehen von einer Stagnation aus (vgl. z.B. SVR 2025), manche sogar 
von einem weiteren Rezessionsjahr (vgl. z.B. Bardt et al. 2025). 

 

Abb.1: Reales Wirtschaftswachstum in Deutschland in den Jahren 1992 bis 2024 

Und es handelt sich nicht nur um eine „klassische“ konjunkturelle Delle, sondern immer 
wieder wird auf „strukturelle Probleme“ der deutschen Volkswirtschaft hingewiesen. Zum 
einen hatten wir den schweren exogenen Schock durch die Corona-Pandemie in den 
Jahren 2020 und 2021, zum anderen kam dann als eine weitere von außen kommende 
Belastung der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine seit Ende Februar 2022 hinzu, 
der bis heute anhält. Damit verbunden waren erhebliche Turbulenzen in Folge der gegen die 
Russische Föderation verhängten Wirtschaftssanktionen und – mit besonderer Relevanz für 
die deutsche Volkswirtschaft – der Wegfall der „billigen“ Energielieferungen vor allem im 
Erdgasbereich aus Russland, was die stark vertretenen energieintensiven Industriezweige in 
Deutschland ganz erheblich getroffen hat. Eine Folge der Kumulation der Ausläufer der 
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pandemiebedingten Krise und der ökonomischen Verwerfungen im Gefolge des russischen 
Überfalls auf die Ukraine und der bis heute anhaltenden Kriegshandlungen war ein seit 
Jahrzehnten in dem Ausmaß nicht mehr gesehener Anstieg der Inflation, in der Spitze mit 
teilweise über 10 Prozent Preissteigerungsrate, was natürlich erhebliche Auswirkungen hatte 
auf den privaten Konsum, der den größten Teil der am BIP gemessenen volkswirtschaftlichen 
Wertschöpfung ausmacht. Und als wenn das nicht schon genug Belastungen waren, kam 
dann im Januar 2025 der Amtsantritt von Donald Trump in den USA für seine zweite 
Präsidentschaft und damit einhergehend eine Explosion aggressiver handelspolitischer 
Restriktionen hinzu, vor allem in Form einer erratischen Zollpolitik, die zu schweren 
Verwerfungen in der Weltwirtschaft geführt hat und von der man derzeit nicht weiß, wie sie 
sich in den kommenden Monaten noch entwickeln wird. Damit gehen massive 
Verunsicherungen einher.  

 

Abb. 2: Entwicklung des durchschnittlichen Einfuhrzolls in den USA  1

Im Koalitionsvertrag wird das gleich am Anfang aufgegriffen: „Im Inneren ist unsere 
Wirtschaft in einer anhaltenden Wachstumsschwäche. Das Leben in Deutschland ist 
komplizierter, teurer und anstrengender geworden. Zugleich stellt eine protektionistische 
Handelspolitik die Stabilität und Ordnung der Weltwirtschaft in Frage. Irreguläre Migration 
polarisiert unsere Gesellschaft. Ausbleibende Strukturreformen haben den 
Konsolidierungsdruck auf die öffentlichen Haushalte erhöht. Das Vertrauen in die 

	 Quelle der Abbildung: Bundesbank (2025: 22). Im Monatsbericht Mai 2025 der Bundesbank findet sich für die 1
„Feinschmecker“ auch ein interessanter Exkurs zum Thema „Zu den gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen 
erhöhter Unsicherheit“ (Bundesbank 2025: 27-36). Unsicherheiten sind ein volkswirtschaftlich hoch 
relevantes Thema: »Unsicherheit kann die gesamtwirtschaftliche Aktivität über verschiedene Kanäle 
beeinträchtigen. Hierzu zählt insbesondere ein zögerliches Investitionsverhalten. Da Investitionen oftmals nur 
schwer oder gar nicht rückgängig zu machen sind, verschieben Unternehmen bei erhöhter Unsicherheit 
möglicherweise Investitionsentscheidungen, um diese bei besserer Informationslage gegebenenfalls 
nachzuholen. Private Haushalte können sich bei Käufen langlebiger Konsumgüter ähnlich verhalten. Erhöhte 
Unsicherheit kann zudem Finanzmarktreaktionen wie steigende Risikoaufschläge und eine restriktivere 
Kreditvergabe hervorrufen und damit ebenfalls die gesamtwirtschaftliche Entwicklung beeinträchtigen.« (S. 
27). Wie aber wird Unsicherheit gemessen? Die Wahl eines geeigneten Indikators ist Thema des Exkurses. 
Bislang dominiert ein textbasiertes Unsicherheitsmaß, das auf der Analyse von Zeitungsartikeln basiert – und 
wegen konzeptioneller Schwachstellen kritisiert wird. Als alternativer Indikator wird die implizite 
Aktienmarktvolatilität diskutiert.
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Lösungskompetenz des Staates sinkt. Viele Bürgerinnen und Bürger sind unzufrieden.“ 
(CDU/CSU/SPD 2025: 1). 

Die beabsichtigten wirtschaftspolitischen Maßnahmen, wie sie im Koalitionsvertrag 
niedergeschrieben wurden, sind das eine. Das andere sind tatsächliche Umsetzungsschritte. 
Und hier bekommen wir nun eine erste „Lieferung“. 

Und die bezieht sich auf die folgende konkrete Vereinbarung im Koalitionsvertrag, der im 
Abschnitt „Wirkungsvolle Entlastungen, stabile Finanzen, leistungsfähiger Staat“ enthalten 
ist: 

„Wir werden einen Investitions-Booster in Form einer degressiven Abschreibung auf 
Ausrüstungsinvestitionen von 30 Prozent in den Jahren 2025, 2026 und 2027 einführen. 
Wir werden die Körperschaftssteuer in fünf Schritten um jeweils einen Prozentpunkt 
senken, beginnend mit dem 01.01.2028. Beide Entscheidungen werden in einem  
Gesetzgebungsverfahren gemeinsam abgeschlossen.“ (CDU/CSU/SPD 2025: 45) 

2. Der auf den gesetzgeberischen Weg gebrachte (angebliche) 
„Wachstumsbooster“ der neuen Bundesregierung 

„Mit gezielten Investitionsanreizen neues Wachstum schaffen: Das ist das Ziel des vom 
Kabinett beschlossenen Gesetzentwurfs für ein steuerliches Investitionssofortprogramm zur 
Stärkung des Wirtschaftsstandorts Deutschland“, berichtet die Bundesregierung in einer 
Pressemitteilung vom 4. Juni 2025 unter der verheißungsvollen Überschrift 
„Wachstumsbooster zur Stärkung des Standorts Deutschland“ (vgl. Bundesregierung 2025). 
Lesen wir dort weiter: „Die Wirtschaft ankurbeln, Arbeitsplätze sichern und ein dauerhaft 
höheres Wirtschaftswachstum schaffen: Das ist vordringliches Ziel der Bundesregierung. 
Umso wichtiger sind gezielte Investitionsanreize, um den Standort Deutschland kurzfristig 
und auf Dauer zu stärken und zu modernisieren. Um dies zu erreichen, hat das 
Bundeskabinett den „Gesetzentwurf für ein steuerliches Investitionssofortprogramm zur 
Stärkung des Wirtschaftsstandorts Deutschland” beschlossen.“ 

Den Gesetzentwurf im Original: 
➔ Entwurf eines Gesetzes für ein steuerliches Investitionssofortprogramm zur Stärkung 
des Wirtschaftsstandorts Deutschland, BT-Drucksache 21/323 vom 03.06.2025 
Der Gesetzentwurf wurde am 04.06.2025 vom Bundeskabinett beschlossen und wird nun 
in den parlamentarischen Gesetzgebungsprozess eingebracht, also Bundestag und 
Bundesrat müssen sich mit dem Entwurf befassen. 

Auf der Seite des hierfür federführenden Bundesfinanzministeriums finden wir die folgenden 
Erläuterungen zum Inhalt der beabsichtigten Maßnahmen: 

Wichtig ist die folgende Einschränkung der Reichweite und inhaltlichen Ausgestaltung: „Mit 
dem vorgelegten Gesetzentwurf sollen kurzfristig steuerliche Rechtsänderungen umgesetzt 
werden. Damit stärkt die Bundesregierung die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands. Durch 
bessere Rahmenbedingungen werden wesentliche Anreize und Planungssicherheit für 
Standort- und Investitionsentscheidungen geschaffen.“ 

Folgende im Gesetzentwurf enthaltene Maßnahmen werden hervorgehoben: 

https://dserver.bundestag.de/btd/21/003/2100323.pdf
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1. Investitionsbooster durch Abschreibungen von 30 Prozent 
„Mit dem Gesetzentwurf werden alle Unternehmen gleichermaßen unterstützt und 
unkompliziert entlastet. Die Ausweitung der degressiven Absetzung für Abnutzung (AfA) für 
bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens beschleunigt Investitionen in die 
Transformation der Wirtschaft. Damit wird sichergestellt, dass die Abschreibungen schnell 
und in der Breite wirken. Es wird eine degressive AfA in Höhe von 30 Prozent aufgelegt. 
Die Ausweitung der degressiven AfA gilt für Investitionen ab dem 1. Juli 2025 und vor dem 
1. Januar 2028.“ 
2. Schrittweise Absenkung der Körperschaftsteuer auf 10% ab dem Jahr 2028 
„Die Unternehmenssteuern werden deutlich gesenkt. Um bei der steuerlichen Belastung 
von Unternehmen international wettbewerbsfähiger zu werden, wird der aktuelle 
Körperschaftsteuersatz beginnend ab dem Jahr 2028 jeweils um einen Prozentpunkt 
gesenkt – von derzeit 15 % auf 10 %. Ab dem Jahr 2032 beträgt die 
Gesamtsteuerbelastung für Unternehmen dann knapp 25 % statt aktuell knapp 30 %. Das 
ist international ein wichtiges Zeichen für den Standort Deutschland.“ 
3. Investitionsbooster für E-Mobilität bei Unternehmen 
„Mit dem Gesetzentwurf wird E-Mobilität weiter gefördert und ausgebaut. Der allgemeine 
Investitionsbooster wird um einen Investitionsbooster für E-Mobilität ergänzt. Dafür wird 
eine degressive Abschreibung für zwischen dem 30. Juni 2025 und vor dem 1. Januar 
2028 neu angeschaffte Elektrofahrzeuge eingeführt. Diese beginnt mit einem 
Abschreibungssatz von 75%, damit alle Unternehmen – auch kleine und mittlere 
Unternehmen – davon profitieren. Der Abschreibungszeitraum von 6 Jahren entspricht der 
regelmäßigen durchschnittlichen Nutzungsdauer. Bei E-Fahrzeugen erhöht sich die 
Bemessungsgrundlage beim Bruttolistenpreis von 70.000 Euro auf 100.000 Euro.“ 
4. Investitionsbooster in Forschung 
„Um Investitionen in Forschung zu fördern, wird zudem bei der Forschungszulage die 
Bemessungsgrundlage deutlich erhöht und unbürokratisch die förderfähigen 
Aufwendungen ausgeweitet. Maßgebliche Kriterien bei der Forschungszulage sind die 
Bemessungsgrundlage und der Fördersatz. Im Zeitraum von 2026 bis 2030 wird bei der 
steuerlichen Forschungszulage die Obergrenze der Bemessungsgrundlage von 
10 Mio. Euro auf 12 Mio. Euro angehoben. Um bürokratiearm die Anhebung des 
Fördersatzes zu erreichen, werden die förderfähigen Aufwendungen ausgeweitet. Dabei 
werden die Gemein- und Betriebskosten über einen pauschalen Abschlag von 20% 
berücksichtigt. Dadurch vereinfacht sich das Verfahren deutlich.“ 

Manchmal ist es schon wichtig, genauer nachzulesen, was in dem Gesetzentwurf wirklich 
geschrieben steht. Schauen wir uns den angesprochenen „Investitionsbooster durch 
Abschreibungen von 30 Prozent“ einmal genauer an. Im Gesetzentwurf findet man dazu 
diese Formulierung einer Änderung des Einkommenssteuergesetzes: 

§ 7 Absatz 2 Satz 1 und 2 EStG wird durch die folgenden Sätze ersetzt: 

„Bei beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, die nach dem 30. Juni 2025 und 
vor dem 1. Januar 2028 angeschafft oder hergestellt worden sind, kann der Steuerpflichtige 
statt der Absetzung für Abnutzung in gleichen Jahresbeträgen die Absetzung für Abnutzung 
in fallenden Jahresbeträgen bemessen. Die Absetzung für Abnutzung in fallenden 
Jahresbeträgen kann nach einem unveränderlichen Prozentsatz vom jeweiligen Buchwert 
(Restwert) vorgenommen werden; der dabei anzuwendende Prozentsatz darf höchstens das 
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Dreifache des bei der Absetzung für Abnutzung in gleichen Jahresbeträgen in Betracht 
kommenden Prozentsatzes betragen und 30 Prozent nicht übersteigen.“  2

Sofern die Investition in dem genannten Zeitraum - nach dem 30. Juni 2025 und vor dem 1. 
Januar 2028 - getätigt wird, kann das Unternehmen die degressive Abschreibung mit einem 
erhöhten Abschreibungssatz von 30 Prozent auf den jeweiligen Restbuchwert wählen und 
diesen erhöhten Satz auch in den Folgejahren beibehalten - spätestens am Ende der 
Nutzungsdauer muss man dann wieder zur linearen Abschreibung zurückkehren (oder auch 
schon vorher, wenn das günstiger ist für das Unternehmen). 

• Bei der linearen AfA (§ 7 Abs. 1 EStG) werden die Anschaffungskosten des 
abzuschreibenden Wirtschaftsguts gleichmäßig auf die Jahre der Nutzungsdauer verteilt. 
Die jährlichen Abschreibungsbeträge bleiben somit über den gesamten 
Abschreibungszeitraum konstant. Beispiel: Eine Photovoltaikanlage auf dem Dach. Hier 
gilt nach den allgemeinen AfA-Tabellen eine Nutzungsdauer von 20 Jahre. 
Dementsprechend würden der jährliche Abschreibungsbetrag 10.000 Euro und die 
Abschreibungsquote 5 Prozent betragen. Bei der degressiven AfA wird der 
Abschreibungsbetrag nur im ersten Jahr auf Basis der Anschaffungskosten ermittelt. In 
den folgenden Jahren wird der Abschreibungsbetrag dann auf der Grundlage des 
Restbuchwerts bestimmt. Da der Restbuchwert von Jahr zu Jahr kleiner wird, sinken auch 
die jährlichen Abschreibungsbeträge. Bezogen auf das Beispiel mit der Photovoltaikanlage 
und der im Gesetzentwurf enthaltene Vorgabe, dass man höchstens das Dreifache des bei 
der linearen Abschreibung anzulegenden Prozentsatzes in Anspruch nehmen darf: 
Gewährt wird eine degressive Abschreibung von 30 Prozent (höchstens das Dreifache der 
linearen Abschreibung). Das würde im vorliegenden Fall bedeuten: (5 Prozent x 3,0) = 15 
Prozent. Das wäre die hier mögliche degressive Abschreibungsquote.  

3. Ist das eigentlich eine neue Maßnahme? Der Blick zurück: Die 
degressive Abschreibung als angebotsseitiges Kriseninstrument 

Die Ermöglichung einer degressiven Abschreibung ist keine neue Maßnahme, die man aus 
dem steuerpolitischen Werkzeugkasten herausgeholt hat. Es handelt sich um eine 
Fortschreibung und partielle Erweiterung dessen, was man in zurückliegenden 
Krisensituation bereits praktiziert hat. Dazu zwei Beispiele aus der jüngeren 
Wirtschaftsgeschichte und ein weiteres aus der Regierungszeit der 2024 
auseinandergefallenen Ampel-Koalition: 

➔ Die Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009: Für Investitionen in den Jahren 2009 und 
2010 wurde die degressive Abschreibungsmöglichkeit bis zu 25 Prozent (wieder)eingeführt 
im Rahmen des damaligen Konjunkturpakets II. Ab dem 1. Januar 2011 galt dann wieder nur 
noch die lineare Abschreibung. 

	 Was hat es mit diesen „beweglichen Wirtschaftsgütern“ auf sich? Schauen wir in einem ersten Schritt auf die 2
„unbeweglichen Wirtschaftsgüter“ im Steuerrecht: Zu den unbeweglichen Wirtschaftsgütern gehören bebaute 
oder unbebaute Grundstücke, Gebäude auf fremdem Grund und Boden und grundstücksgleiche Rechte. Ein 
grundstücksgleiches Recht ist das Erbbaurecht, das grundsätzlich beim Anlagevermögen auszuweisen ist. 
Die unbeweglichen Wirtschaftsgüter sind als Anlagevermögen entweder überhaupt nicht (Grundstücke) oder 
nur über längere Zeiträume abzuschreiben (Gebäude). Zu den beweglichen Wirtschaftsgütern gehören 
alle anderen materiellen Wirtschaftsgüter, z. B. Maschinen, Fuhrpark, Betriebs- und Geschäftsausstattung, 
Waren sowie Betriebsvorrichtungen, und zwar selbst dann, wenn sie mit dem Grund und Boden fest 
verbunden sind.
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➔ Die Corona-Pandemie 2020/2021: Im Sommer des ersten Pandemie-Jahres, also 2020, 
wurde das „Zweites Gesetz zur Umsetzung steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung 
der Corona-Krise (Zweites Corona-Steuerhilfegesetz)“ verabschiedet. Es enthielt 
überwiegend befristete steuerliche Maßnahmen zur Bekämpfung der Corona-Folgen und 
Stärkung der Binnennachfrage. Die meisten werden sicher erinnern an eine Komponente 
des damaligen Gesetzes: Die Umsatzsteuersätze wurden befristet vom 1. Juli 2020 bis zum 
31. Dezember 2020 von 19 auf 16 Prozent und von 7 auf 5 Prozent gesenkt. Ebenfalls 
enthalten war die (befristete) Einführung einer degressiven Abschreibung in Höhe von 25 
Prozent, höchstens das 2,5-fache der linearen Abschreibung, für bewegliche 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die in den Jahren 2020 und 2021 angeschafft oder 
hergestellt werden (vgl. Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Umsetzung steuerlicher 
Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Corona-Krise (Zweites Corona-Steuerhilfegesetz), BT-
Drs. 19/20058 vom 16.06.2020).  Schaut man in die Gesetzesbegründung aus dem Jahr 3

2020, dann wird man auf viele Parallelen zur heutigen Diskussion stoßen: 

„Um die Wirtschaft zu stabilisieren und den Akteuren auf der Angebots- wie auf der 
Nachfrageseite wieder mehr Zuversicht zu geben, ergreift die Bundesregierung verschiedene 
Maßnahmen, die sich in ihrer Wirkung ergänzen. Dazu gehören auch steuerliche 
Entlastungen für Unternehmen. So wird für bewegliche Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens, die in den Jahren 2020 und 2021 angeschafft oder hergestellt werden, 
anstelle der linearen Abschreibung die Inanspruchnahme einer degressiven Abschreibung in 
Höhe von bis zu 25 Prozent, höchstens dem Zweieinhalbfachen der linearen Abschreibung, 
ermöglicht. Abschreibungen wirken sich zwar grundsätzlich erst im Rahmen der 
Steuerveranlagung aus, d. h. nach Abschluss des Veranlagungszeitraumes der 
maßgeblichen Investition. Allerdings kann die Tatsache, dass für eine Investition die 
degressive Abschreibung anstelle der linearen Abschreibung in Anspruch genommen werden 
kann, bereits unterjährig bei der Festsetzung der Vorauszahlungen berücksichtigt werden. Es 
ist davon auszugehen, dass Unternehmen Möglichkeiten zur Minderung ihrer 
Steuervorauszahlungen und damit zur Erzielung von Liquiditätsvorteilen auch zügig nutzen. 
Die degressive Abschreibung fördert damit die schnellere Refinanzierung und schafft über 
diesen Mechanismus bereits im noch laufenden Veranlagungszeitraum unternehmerische 
Vorteile und Investitionsanreize, die für die nötige Stabilisierung der Wirtschaft sorgen.“ (BT-
Drs. 19/20058: 22). 

➔ Das „Wachstumschancengesetz“ der Ampel-Koalition: Am 27. März 2024 trat das 
„Gesetz zur Stärkung von Wachstumschancen, Investitionen und Innovation sowie 
Steuervereinfachung und Steuerfairness (Wachstumschancengesetz)“ in Kraft (vgl. BGBl. 
2024 I Nr. 108 vom 27.03.2024). Mit diesem Gesetz wurde die degressive 
Abschreibungsmöglichkeit (erneut) aktiviert. Konkret: Für bewegliche Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens wurde die degressive Abschreibung befristet wieder eingeführt für 
Wirtschaftsgüter, die nach dem 31. März 2024 und vor dem 1. Januar 2025 angeschafft oder 
hergestellt wurden. Der Abschreibungssatz beträgt maximal das Doppelte der linearen 

	 Die degressive Abschreibung für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens wurde mit dem Zweiten 3
Corona-Steuerhilfegesetz zur Unterstützung der Wirtschaft in Zeiten pandemiebedingter wirtschaftlicher 
Unsicherheiten und sonstiger Erschwernisse zum 1. Januar 2020 eingeführt und mit dem Vierten Corona-
Steuerhilfegesetz bis zum 31. Dezember 2022 verlängert.

https://dserver.bundestag.de/btd/19/200/1920058.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/200/1920058.pdf
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2024/108/VO
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2024/108/VO
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Abschreibung, jedoch höchstens 20 Prozent.  Der im „Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung 4

von Wachstumschancen, Investitionen und Innovation sowie Steuervereinfachung und 
Steuerfairness (Wachstumschancengesetz)“ (BT-Drs. 20/8628 vom 02.10.2023) enthaltenen 
Begründung kann man entnehmen: „Aufgrund der derzeitigen Krisensituation soll als 
konjunkturstützende begleitende Maßnahme die Inanspruchnahme der degressiven 
Abschreibung wieder ermöglicht werden. Die temporäre Begrenzung setzt Anreize für zügige 
Investitionsentscheidungen … Die degressive Abschreibung ist angesichts der derzeitigen 
konjunkturellen Schwäche sowie der strukturellen Probleme geboten. Denn sie setzt einen 
deutlichen konjunkturellen Impuls., fördert die schnellere Refinanzierung und setzt Anreize 
für innovative Investitionen, die zur strukturellen Weiterentwicklung beitragen.“ (BT-Drs. 
20/8628: 121-122). 

Fazit: Man kann an den Beispielen erkennen, dass wir es mit einer langen Traditionslinie der 
Nutzung (und Deaktivierung) des Instrumentariums der degressiven Abschreibung zu tun 
haben. Und die heutige Ausgestaltung, also eine Befristung der Maßnahme, war in den 
zurückliegenden Phasen einer Ermöglichung dieser vorgezogenen Steuerentlastung 
vergleichbar. Der einzige Unterschied liegt darin, dass diesmal die maximale 
Abschreibungsquote (höhere) 30 Prozent erreichen kann, wenn denn das Gesetz 
verabschiedet wird.   5

Der Blick zurück verdeutlicht: Bereits in früheren Wirtschaftskrisen ist für die Setzung von 
Investitionsimpulsen gerne das Steuerrecht herangezogen worden. Als beliebtes Mittel des 
Gesetzgebers fungierte – und das auch weiterhin – der Weg über die Abschreibung. 

	 Neben den beweglichen Wirtschaftsgütern hat das Wachstumschancengesetz auch die Wohngebäude 4
bedacht: Für neu gebaute oder im Jahr der Fertigstellung erworbene Wohngebäude wurde eine degressive 
Abschreibung in Höhe von 5 % eingeführt. Diese Regelung gilt rückwirkend für Bauprojekte mit Baubeginn 
zwischen dem 1. Oktober 2023 und dem 30. September 2029. Im ersten Jahr können 5 Prozent der 
Investitionskosten steuerlich geltend gemacht werden, in den folgenden Jahren jeweils 5 Prozent des 
Restwertes. Ein Wechsel zur linearen Abschreibung ist möglich.

	 Aber auch die 30 Prozent sind kein Novum. Von 1964 bis 1989 gab es eine degressive AfA bis zu 30 Prozent 5
dauerhaft eingebettet im EStG (§ 7 Abs. 2). Mit der Begründung, einen Anreiz für Investitionen in Zeiten 
schwacher Nachfrage setzen zu wollen. Und nach der Wiedervereinigung gab es in den Jahren 1990 bis 
1995 eine Sonderregelung Ost mit einer degressiven AfA von bis zu 50 Prozent. in den Jahren 1996 bis 2000 
wurde dann die degressive AfA im Kontext der Haushaltskonsolidierung und zur Reduzierung von 
Steuermindereinnahmen auf max. 20 Prozent oder dem oder 3-fachen Satz der linearen AfA abgesenkt. In 
den Jahren 2001 bis 2003 wurden dann die degressive Abschaffung abgeschafft, nur noch eine lineare AfA 
war zulässig. 2004 bis 2007 wurde dann aus konjunkturpolitischen Gründen ein Wahlrecht auf degressive 
Abschreibung von bis zu 20 Prozent wieder eingeführt - was dann kurz vor dem Ausbruch der Finanz- und 
Weltwirtschaftskrise 2008 erneut abgeschafft wurde. Man sieht: es ist ein ewiges Hin und Her.  
Und es gibt auch eine lange volkswirtschaftliche Traditionslinie der Diskussion über die degressive 
Abschreibung, für die Interessierten sei hier nur der lange Blick zurück empfohlen, beispielsweise der Beitrag 
von Müller/Schmidt (1970) über die „Wirtschaftspolitische und verfassungsrechtliche Problematik einer 
Konjunktursteuerung durch Aussetzung der degressiven Abschreibung“. Aus heutiger Perspektive ging es 
damals im Kontext des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes um die „umgekehrte“ Frage einer Abschaffung 
der degressiven Abschreibung vor dem Hintergrund einer überhitzten Konjunktur. Müller/Schmidt haben 
Anfang der 1970er Jahre neben dem (heute wieder angebotsseitig im Mittelpunkt der Hoffnung stehenden) 
Kapazitätseffekt, der vor allem von den Vertretern einer Strategie der Angebotsausweitung, oftmals als 
„Wachstumsfanatiker“ apostrophiert, anvisiert wurde, auch den Einkommenseffekt von Investitionen 
diskutiert.

https://dserver.bundestag.de/btd/20/086/2008628.pdf
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4. Eine erste wirtschaftspolitische Einordnung der geplanten 
Maßnahmen 

Ganz offensichtlich handelt es sich um eine angebotsorientierte wirtschaftspolitische 
Maßnahme, denn es geht um finanzielle Anreize und nachfolgend mit der Absenkung der 
Körperschaftssteuer um eine Kostenentlastung der Unternehmen (bzw. genauer gesagt 
eines Teils der Unternehmen, also der körperschaftsteuerpflichtigen Kapitalgesellschaften).  6

Mit dem Gesetzentwurf will man versuchen, gezielte Investitionsanreize mit 
flächendeckenden Entlastungen sowohl in zeitlicher Hinsicht als auch in der materiellen 
Wirkung zu verzahnen.  

Im Begründungsteil des Gesetzentwurfs findet man diese Argumentation:  

„Die verbesserten Abschreibungsbedingungen können zu einer Erhöhung der Rentabilität 
von Investitionen führen und die Liquidität der Unternehmen insbesondere in der 
unmittelbaren Phase nach der Investition stärken. Infolgedessen fungiert die degressive AfA 
als Katalysator für die Investitionspläne der Unternehmen.“ (BT-Drucksache 21/323: 8). 

Zu berücksichtigen ist aber auch, dass es - anders als bei der tatsächlichen 
Entlastungskomponente in der zweiten Phase mit der ab 2028 geplanten schrittweisen 
Absenkung der Körperschaftsteuer - bei der Möglichkeit einer degressiven Abschreibung 
bis 30 Prozent keine Reduktion der steuerlichen Gesamtbelastung gibt, der Gesamteffekt 
bleibt gleich, es kommt lediglich zu einer Neuverteilung des Zeitpunkts (und des Umfangs) 
der steuerlichen Entlastung der Unternehmen, man kann hier insofern von einem 
„Vorzieheffekt“ der steuerlichen Entlastung sprechen. 

• Bei der degressiven Abschreibung werden die höchsten Abschreibungsbeträge am Anfang 
der Nutzungsdauer geltend gemacht. Dadurch sinkt der steuerpflichtige Gewinn eines 
Unternehmens in den ersten Jahren nach einer Investition deutlich stärker (was dann ein 
Liquiditätsvorteil am Anfang zur Folge hat) als bei linearer Abschreibung, bei der eine 
gleichmäßige Verteilung über die Nutzungsdauer stattfindet. Wichtig auch mit Blick auf die 
Diskussion der Auswirkungen der Abschreibungsveränderung auf der Seite der 
Steuereinnahmen ist der Hinweis: Es handelt sich um zeitlich verschobene 
Mindereinnahmen, denn die Steuer an sich wird nicht reduziert. In späteren Jahren sinken 
die Abschreibungen (bei degressiver Methode), so dass der Gewinn wieder höher ist und 
die Steuerzahlungen (wieder) steigen. Es bleibt aber festzuhalten mit Blick auf die 
Haushalte von Bund, Bundesländern und Gemeinden: es entstehen kurzfristige 
Einnahmelücken, insbesondere wenn viele Unternehmen investieren. 

Dann kann man der Begründung zum Gesetzentwurf weiter entnehmen: „Anschließend an 
den zeitlich begrenzten „Investitions-Booster“ sorgt die schrittweise Senkung des 
Körperschaftsteuer-Satzes ab dem 1. Januar 2028 von derzeit 15 auf 10 Prozent in 2032 für 

	 Personengesellschaften haben eine Option zur Körperschaftsteuer gemäß § 1a KStG. Das 6
Körperschaftsteuermodernisierungsgesetz (KöMoG) trat am 1. Januar 2022 in Kraft und erlaubt es 
bestimmten Personengesellschaften, wie OHG, KG, GmbH & Co. KG sowie Partnerschaftsgesellschaften, 
sich steuerlich wie Kapitalgesellschaften behandeln zu lassen. Schätzungen zufolge gibt es in Deutschland 
etwa 400.000 Personengesellschaften, die grundsätzlich optieren könnten.  Allerdings wird angenommen, 
dass nur ein kleiner Teil dieser Gesellschaften tatsächlich die Option zur Körperschaftsteuer gewählt hat. 
Gründe hierfür könnten der erhöhte bürokratische Aufwand, komplexe steuerliche und gesellschaftsrechtliche 
Anforderungen sowie Unsicherheiten bezüglich der langfristigen steuerlichen Auswirkungen sein. Aktuell 
liegen keine offiziellen bundesweiten Statistiken darüber vor, wie viele Personengesellschaften seit 
Einführung der Option zur Körperschaftsteuer gemäß § 1a KStG von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht 
haben.



Stefan Sell: „Investitions-Booster“ und mehr	 	11

in der Breite wirksame Liquiditätssteigerungen und langfristige Planungssicherheit bezüglich 
der unternehmensteuerlichen Entlastung und der unternehmensteuerlichen 
Rahmenbedingungen. In einer von Unsicherheit geprägten Welt kann dies zur Stabilisierung 
von Erwartungen beitragen und den Unternehmen über die Legislaturperiode hinaus die 
notwendigen Entlastungen sichern, um ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit in einem 
global zunehmenden Standortwettbewerb zu erhalten beziehungsweise zu steigern und die 
Standortattraktivität insgesamt zu verbessern.“ (BT-Drucksache 21/323: 8). 

Wir haben es also mit einem Zwei-Phasen-Modell zu tun: In der ersten Phase sollen die 
Unternehmen, die tatsächlich Investitionen tätigen, „vorzeitig“ entlastet werden. Und durch 
die temporäre Ermöglichung einer degressiven Abschreibung bis 30 Prozent schon im ersten 
Jahr wird deren Finanzsituation verbessert, sie sollen dadurch finanzielle Freiheitsgrade 
bekommen, überhaupt und/oder weitere Investitionen vorzunehmen. Um das zu erreichen, 
wird der höhere Abschreibungssatz gekoppelt mit einer Befristung der Möglichkeit der 
steuerlichen Entlastungsgestaltung. Anders als die ebenfalls geplante schrittweise 
Absenkung der Körperschaftssteuer hat die degressive Abschreibung als Instrument den 
Vorteil, dass ihre Anwendung unabhängig von der Unternehmensform ist 
(Rechtsformneutralität).  

Das bedeutet im Umkehrschluss aber auch: Unternehmen, die nicht investieren (können), 
bekommen natürlich auch keine Entlastung. Die soll es auch für solche Unternehmen erst 
geben, wenn in der zweiten Phase ab 2028 schrittweise die Körperschaftsteuer generell 
abgesenkt wird, von dieser Entlastung würden alle Unternehmen profitieren (genauer: 
Unternehmen, die körperschaftsteuerpflichtig sind, also von Ausnahmen abgesehen die 
Kapitalgesellschaften), nicht aber z.B. der Einzelunternehmer, dessen 
Unternehmensbesteuerung über die Einkommensbesteuerung läuft.  Diese Verschiebung 7

einer allgemeinen Unternehmenssteuersenkung in die zweite Phase ist als Kompromiss 
zwischen Union und SPD zu verstehen, denn CDU und CSU wollten eigentlich sofort eine 
allgemeine Körperschaftsteuersenkung. 

Neben dem Aspekt einer realen Entlastung der Unternehmen kann man sich des Eindrucks 
nicht erwehren, dass vor allem die (möglichen) politpsychologischen Wirkungen der (ersten) 
Maßnahmen der neuen Bundesregierung an sich hervorgehoben werden. Dazu passt das 
auch dieses Zitat des Bundesfinanzministers Lars Klingbeil (SPD): „Wir haben keine Zeit, zu 
warten. Wir müssen die Stimmung jetzt drehen.“ 

	 Die neuen Koalitionäre sehen das Dilemma und stellen im Koalitionsvertrag in Aussicht, dass es hier 7
Änderungen geben soll bzw. könnte. Also vielleicht: „Die Mehrheit der Unternehmen in Deutschland unterliegt 
der Einkommensteuer. Um eine rechtsformneutrale Besteuerung zu ermöglichen, werden wir insbesondere 
das Optionsmodell nach § 1a Körperschaftsteuergesetz (KStG) und die Thesaurierungsbegünstigung nach § 
34a Einkommensteuergesetz (EstG) wesentlich verbessern. Wir prüfen, ob ab dem Jahr 2027 die 
gewerblichen Einkünfte neu gegründeter Unternehmen unabhängig von ihrer Rechtsform in den 
Geltungsbereich der Körperschaftsteuer fallen können.“ (CDU/CSU/SPD 2015: 45).
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5. Aus der aktuellen Berichterstattung in der Wirtschaftspresse und der 
Finger auf einer offenen Wunde: Die Steuerausfälle bei Bundesländern 
und Kommunen und die Zustimmungsbedürftigkeit im Bundesrat 

„Das Bundeskabinett hat ein milliardenschweres Steuerpaket beschlossen, um die Wirtschaft 
wieder in Schwung zu bringen. Davon verspricht sich die Regierung mehr Investitionen - und 
einen Schub für die E-Mobilität“, so Vieweger (2025).  

„In einem ersten Schritt soll es steuerliche Erleichterungen für Unternehmen geben, die jetzt 
investieren. "Dafür werden wir sehr schnell den Investitionsbooster auf den Weg bringen: 30 
Prozent Abschreibung, die in den nächsten drei Jahren möglich sind", sagte Finanzminister 
Lars Klingbeil. Konkret bedeutet das: Unternehmen, die vom 1. Juli an zum Beispiel neue 
Maschinen anschaffen, können die Kosten dafür besonders schnell abschreiben - drei Jahre 
lang mit zunächst 30 Prozent des Kaufpreises. Die Folge: Sie müssen weniger Steuern 
zahlen. Die Hoffnung der Politik ist, dass die Unternehmen dann tatsächlich mehr investieren 
und Arbeitsplätze in Deutschland gesichert werden.“ 

„Eine Hoffnung, die auch mit dem zweiten Punkt des Pakets verbunden ist, den CSU-Chef 
Markus Söder nach der Sitzung des Koalitionsausschusses vor einer Woche darstellte: "Wir 
werden auch die Elektromobilität fördern, weil wir ein großes Anliegen haben, den 
Automobilstandort Deutschland wieder zu stärken." Auch hier geht es um eine Art Super-
Abschreibung. Betrieblich genutzte E-Autos können im ersten Jahr nach dem Erwerb bereits 
zu 75 Prozent bei der Steuer angerechnet werden. Zudem werden künftig auch teurere 
Autos gefördert: Die Obergrenze wird auf 100.000 Euro erhöht.“ 

„Punkt drei des Pakets ist der Ausbau der Forschungszulage. Bislang liegt die Obergrenze 
für die Zulage für Investitionen in Forschung und Entwicklung bei zehn Millionen Euro, 
künftig soll sie zwölf Millionen Euro betragen. Dabei sind vor allem Forschungsaktivitäten 
kleiner und mittlerer Unternehmen im Blick.“ 

Punkt vier des Pakets zielt auf die längere Perspektive - und auf eine tatsächliche 
Steuersenkung für einen Teil der Unternehmen: 

„Ab 2028 soll die Körperschaftsteuer von derzeit 15 Prozent in fünf Schritten auf dann zehn 
Prozent gesenkt werden. Mit ihr werden die Gewinne von Kapitalgesellschaften besteuert, 
oben drauf kommt noch die Gewerbesteuer, die an die Kommunen fließt. Zusammen liegt die 
durchschnittliche Belastung derzeit bei knapp 30 Prozent und damit klar über dem 
Durchschnitt in der EU. Das soll sich mit dem neuen Gesetz ändern.“ 

Das Bundesfinanzministerium rechnet mit einer Entlastung der Unternehmen von 
zweieinhalb Milliarden Euro in 2025, die auf fast zwölf Milliarden Euro im Jahr 2027 steigen 
soll. Und dann wird auch schon ein mögliches Problem für den weiteren parlamentarischen 
Gang der Dinge angesprochen: „Da damit Einnahmeverluste auch für Länder und 
Kommunen verbunden sind, müssen die Maßnahmen den Bundesrat passieren.“ 
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5.1 Bringt nichts, kostet nur? Kritische Stimmen 

Die Einnahmeverluste aufgrund der steuerlichen Entlastung der Unternehmen werden auch 
an anderer Stelle angesprochen. In einem Interview  erläutert der Ökonom Achim Truger, 8

Mitglied des Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung (umgangssprachlich als die „fünf Wirtschaftsweisen“ bezeichnet): „Die 
Erfahrungen mit den Abschreibungen waren in der Vergangenheit günstig. Für die positive 
Wirkung spricht auch, dass sich die hiesige Konjunktur jetzt aufzuhellen scheint. Die 
Wirtschaftspolitik Donald Trumps in den USA verschreckt viele Unternehmen. Dadurch 
werden Investitionen in Deutschland neuerdings wieder attraktiver.“ Dann aber wird ein 
Problem identifiziert: „Die Investitionsförderung wird massiv Geld kosten, vor allem auch die 
Kommunen, die sowieso unter hohen Defiziten leiden. Diese kürzen deshalb schon jetzt ihre 
Leistungen für die Bevölkerung und ihre Investitionen zusammen. Das ist nicht nur schlecht 
für die Kommunen, sondern könnte den Wachstumseffekt der Steuersenkungen erheblich 
schmälern.“ Auf Nachfrage macht Truger diesen Vorschlag: „Der Bund müsste die 
Einnahmeausfälle der Kommunen vorübergehend kompensieren.“ 

Anders gelagert ist seine Sichtweise auf die ab 2028 geplante schrittweise Absenkung der 
Körperschaftsteuerbelastung für alle entsprechend steuerpflichtigen Unternehmen: „2001 
und 2008 wurden die Steuern auf Unternehmensgewinne bereits deutlich reduziert. Jetzt 
erleben wir eine weitere Runde im Steuersenkungsspiel. Mit weniger Steuern werden sich 
die Herausforderungen nicht bewältigen lassen. Und diese Politik hat eine 
verteilungspolitische Schieflage. Man kann doch bei den aktuellen Herausforderungen der 
„Zeitenwende“ nicht ständig das „Wir“ beschwören, und dann Aktionäre und Unternehmer an 
der Spitze der Einkommens- und Vermögensverteilung entlasten, während die Belastungen 
von den Menschen in unteren Einkommensregionen getragen werden.“ 

• Ein Beispiel für eine noch weiterreichende, weil auch die Sonderabschreibungen in Frage 
stellende Kritik aus dem „linken Lager“ ist die Kommentierung von Felix Sassmanshausen 
unter der Überschrift „Bundesregierung macht den Unternehmen Steuergeschenke“ (vgl. 
Sassmanshausen 2025): „Um den stockenden Investitionen in Deutschland 
entgegenzuwirken, plant Finanzminister Lars Klingbeil, Unternehmen durch vereinfachte 
Abschreibungen und schrittweise Steuersenkungen massiv zu entlasten. Die 
milliardenschweren Leckerli sollen Anreize schaffen, damit endlich wieder mehr in 
Produktionsanlagen und technologische Innovationen investiert wird – und Firmen auf 
Elektromobilität umsteigen.“ Aber: Die Effektivität der Maßnahme sei alles andere als 
sicher. „Denn die aktuelle Investitionszurückhaltung liegt nicht etwa an fehlenden liquiden 
Mitteln in den Unternehmen. Vielmehr herrscht große Unsicherheit in Anbetracht einer 
globalen Überakkumulation in Schlüsselsektoren wie der Stahl- und Aluminiumproduktion, 
in der Automobilbranche sowie in der chemischen Industrie. Im Kapitalismus ein zyklisch 
auftretendes Phänomen, das Investitionen aufgrund sinkender Profitraten unattraktiv 
macht. Hinzu kommen die aggressiv geführten Handelskonflikte.“ Allerdings kann man die 
von Sassmanshausen vorgetragen Bilanz auch mit einem großen Fragezeichen versehen. 
So schreibt er sehr pauschalierend: „Statt zu neuen Investitionen haben Steuergeschenke 
an Unternehmen bereits in der Vergangenheit eher zu höheren Dividendenausschüttungen 
und Aktienrückkäufen geführt. Vielleicht sollte man dann lieber von einem Profit-, statt von 
einem Investitions-Booster sprechen.“ Das nun gilt so für die erste Phase des Programms 

	 „Eine weitere Runde im Steuersenkungsspiel“. „Wirtschaftsweiser“ Truger begrüßt, dass die Koalition 8
Abschreibungen auf Investitionen erweitert. Bei der Körperschaftsteuer ist er anderer Meinung, in: taz Online, 
04.06.2025. Truger lehrt und forscht als Professor für Sozioökonomie an der Universität Duisburg-Essen.

https://taz.de/Oekonom-ueber-Regierungsplaene/!6088585
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sicher nicht, denn da haben wir eine Entlastungsbindung an den Tatbestand realer 
Investitionen, eben keine reine Unternehmenssteuersenkung. 

• Der Ökonom Heinz-J. Bontrup von der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik sieht 
nicht nur die ab 2028 geplante Körperschaftsteuersenkung kritisch, er verwirft auch den 
Ansatz mit der Investitionsförderung: „Die Regierung geht davon aus, dass die 
Steuersenkungen zeitnah für mehr Wachstum sorgen werden, was bei der 
Gegenfinanzierung hilft. Tatsächlich dürfte das Vorhaben auch volkswirtschaftlich wenig 
bringen: »Mit Abschreibungserleichterungen wird nicht ein Euro mehr investiert und keine 
zusätzliche Nachfrage geschaffen«, kritisiert der Ökonom Heinz-J. Bontrup … »Der 
Steuereffekt wirkt außerdem nur bei Unternehmen, die Gewinne erzielen, und die 
brauchen keine Geschenke des Staates, die zu Steuerausfällen führen.« Klingbeil 
verursache insofern »gesamtwirtschaftliche Fehlallokationen«. Ferner kritisiert Bontrup, 
dass nicht zwischen Ersatz- und Erweiterungsinvestitionen unterschieden werde. Bei 
Ersatzinvestitionen komme es aber zu »reinen Mitnahmeeffekten« durch 
Abschreibungserleichterungen.“ (Stenger 2025). 

• Und auch Rudolf Hickel, das „Urgestein“ der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik, 
hat sich - nicht überraschend - kritisch zu Wort gemeldet. Er sieht drei Risiken (vgl. Hickel 
2025): „Übersehen wird oft, von den Sonderabschreibungen mit 30 % profitieren nur die 
Unternehmen, die auch Gewinne erzielen und damit durch Abschreibungen diese Netto 
erhöhen können. Gerade die vielen Unternehmen, die sich derzeit unverschuldet wegen 
der Mehrfachkrise in der Verlustzone bewegen, profitieren nicht von diesem Steuervorteil. 
Ihnen wird mit dem geplanten Sofortprogramm nicht geholfen. Darüber hinaus ist diese 
Abschreibungspolitik in der mittleren Frist riskant. Wer heute mehr an Anschaffungskosten 
abschreibt, der kann in späteren Jahren nur noch weniger für die Steuersenkung 
beanspruchen. Sollte der Investitionsbooster nicht wirken, wird der Steuervorteil in der 
möglicherweise folgenden Phase wirtschaftlicher Wachstumsschwäche praktisch 
verschwinden.“ Dann kommt das Argument mit den eigentlichen, also nachfrageseitigen 
Problemen: „Im Gegensatz zur Behauptung von zu hohen Unternehmenssteuern wird die 
Wirtschaft unter dem Regime der Mehrfachkrise belastet. Unternehmen fehlt planbare 
Nachfrage in der Binnen- und Exportwirtschaft. Die Exportwirtschaft leidet derzeit weniger 
an einer zu hohen Steuerlast als unter den Risiken des wachsenden Protektionismus nicht 
nur in den USA. Insbesondere die energieintensive Wirtschaft ächzt unter den im 
internationalen Vergleich sehr hohen Energiepreisen. Auch sorgt die neue 
Bundesregierung bei den Großprojekten für die ökologische Transformation mit ihrer 
Politik des erkennbaren Stillstands für eine gefährliche Planungsunsicherheit.“ Sein dritter 
Risikopunkt adressiert das bereits angesprochene Problem der Steuermindereinnahmen 
und der Verteilungs-probleme im föderalen Steuerstaat: „Die fiskalischen Risiken dieser 
Steuerpolitik sind über ihre Beteiligung an den gesamten Steuern für den Bund, die Länder 
und die Gemeinden kaum beherrschbar. Im Entwurf zum Gesetz werden die 
Steuerausfälle bis 2029 auf 46 Mrd. € hochgerechnet. Der Widerstand der Länder 
zusammen mit den Kommunen ist vorprogrammiert.“ 

Es überrascht nicht wirklich, dass aus Sicht der keynesianischen, also nachfrageorientierten 
Ökonomen die gesamtwirtschaftliche Nachfrageseite in den Mittelpunkt einer kritischen 
Analyse der vorgelegten steuerpolitischen Maßnahmen der neuen Bundesregierung steht 
und man sich generell von einer angebotsseitigen Stimulation nicht viel oder gar nichts oder 
sogar kontraproduktive Effekte verspricht.  

https://www.alternative-wirtschaftspolitik.de/
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5.2 Kann man das auch anders sehen? Mit degressiven Abschreibungen (und 
Unternehmenssteuersenkungen) zu mehr Investitionen und Wirtschaftswachstum 

Im Oktober 2023 veröffentlichte die Zeitschrift „Wirtschaftsdienst“ eine Sammlung von 
Beiträgen zum Thema: „Was kann gegen die Investitionsschwäche in Deutschland getan 
werden?“. Darunter den Beitrag von Nicolay/Steinbrenner (2023), in dem der Frage 
nachgegangen wurde: Wie kann der Investitionsschwäche in Deutschland steuerpolitisch 
begegnet werden? Sie haben sich in dem Beitrag auseinandergesetzt mit den damaligen 
Regelungen im Entwurf des bereits angesprochenen Wachstumschancengesetzes: „Die 
befristete Einführung der degressiven AfA bietet einen direkten Anreiz zur Steigerung der 
Wirtschaftsaktivität, da nur Unternehmen, die tatsächlich investieren, von den beschleunigten 
Abschreibungen profitieren. Ökonomische Vorteile einer verbesserten Abschreibung 
gegenüber einer Senkung des Körperschaftsteuersatzes ergeben sich des Weiteren aus der 
Rechtsformneutralität, wodurch sowohl Kapital- als auch Personengesellschaften profitieren, 
und einer temporalen Verschiebung des Steueraufkommens im Gegensatz zu einem finalen 
Steueraufkommensverlust. In einer CGE-Modell-Simulation zeigen Dorn et al. (2021), dass 
die Verbesserung der Abschreibungen deutlich stärkere ökonomische Wirkung entfaltet als 
eine alleinige Steuersatzsenkung.“ (Nicolay/Steinbrenner 2023: 668). 

In der angesprochenen Studie von Dorn et al. (2021) wurden vier Steuerreform-Szenarien 
durchgespielt, darunter eine Maßnahme, die jetzt auch im neuen Gesetzentwurf, allerdings 
erst ab 2028 beginnend, vorgesehen ist: Gemeint ist eine „Senkung der Körperschaftsteuer 
um 5 Prozentpunkte, also von derzeit rund 15 auf 10%. Die effektive Gesamtbelastung der 
Gewinne einer repräsentativen Kapitalgesellschaft durch Körperschaft- und Gewerbesteuer 
würde sich somit von ca. 30 auf ca. 25% reduzieren.“ Mit Blick auf die hier besonders 
behandelte Thematik der (potenziellen) Wirkungen der degressiven Abschreibungen muss 
man einschränkend anmerken, dass Dorn et al. das nicht simuliert haben mit ihren 
Szenarien, sondern eine andere Variante der Abschreibungsreform untersucht haben: eine 
„Beschleunigung der steuerlichen Abschreibung für Investitionsgüter. Wir betrachten eine 
Umstellung von 10 auf 25% jährlicher linearer Abschreibung, also eine drastische 
Verkürzung des steuerlichen Abschreibungszeitraums von zehn auf vier Jahre.“ Das ist nun 
ein anderer Ansatz als das, was im neuen Gesetzentwurf vorgesehen ist.  

Aus der Zusammenfassung der Rechenergebnisse von Dorn et al. (2021) mit einem 
interessanten Hinweis auf die Problematik der Steuermindereinnahmen: „Eine Senkung der 
Körperschaftsteuer um 5 Prozentpunkte führt kurzfristig zu einem Rückgang des 
Steueraufkommens um 13,8 Mrd. Euro. Langfristig sind die jährlichen Steuerausfälle kleiner, 
weil Investitionen und Beschäftigung steigen. Eine Kombination aus 
Körperschaftsteuersenkung und beschleunigten Abschreibungen würde kurzfristig das 
Steueraufkommen sogar um 30 Mrd. Euro senken. Dafür würden Investitionen und 
Beschäftigung so stark zunehmen, dass die jährlichen Steuereinnahmen mittelfristig wieder 
auf das Ausgangsniveau ansteigen. Das Bruttoinlandsprodukt und der Konsum der privaten 
Haushalte wären aber um rund 3% höher als ohne Reform. Die Löhne würden um etwa 4% 
höher liegen.“ (Dorn et al. 2021: 3).  

Eine grundsätzlich positive Bewertung der degressiven Abschreibung wird in der 
Ausarbeitung von Beznoska/Mengden (2023) vorgetragen, die - ebenfalls bezugnehmend 
auf das Wachstumschancengesetz - von einer „Verbesserung“ sprechen, aber aufgrund der 
Befristung auf einen Teil des Jahres 2024 nur einen niedrigen Investitionsimpuls erwarten. 
Die beiden Autoren plädieren stattdessen für die Einführung von „Sofortabschreibungen“ als 
eine mögliche Verbesserung, um vor dem Hintergrund der gegenwärtigen 
Wachstumsschwäche notwendige Investitionen in die Wirtschaft zu ermöglichen. Eine 
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Sofortabschreibung stellt einen steuerlichen Anreiz für langfristige Investitionen dar, da sie 
Unternehmen erlaubt, ihre Investitionskosten vollständig vom zu versteuernden Einkommen 
abzusetzen.  Beznoska/Mengden (2023: 2) bilanzieren: 9

„Eine dauerhaft geltende steuerliche Sofortabschreibung für bewegliche Wirtschaftsgüter 
hätte hingegen eine erheblich stärkere Wirkung. Im Jahr der Anschaffung ergibt sich ein 
großer Liquiditätseffekt, da unter linearer Abschreibung nur zehn Prozent der Investition 
steuerlich abgezogen werden kann. Die freiwerdenden Mittel stehen sofort für weitere 
Investitionen zur Verfügung. Das Steueraufkommen im ersten Jahr der Einführung wird 
dadurch deutlich niedriger liegen. Beim Wachstumschancengesetz wird für die einmalige 
Geltung der degressiven Abschreibung auf bewegliche Wirtschaftsgüter von einem 
Rückgang des Steueraufkommens von bis zu 6 Milliarden Euro pro Jahr für den Gesamtstaat 
ausgegangen. Bei der Sofortabschreibung kann es für die ersten Jahre zu einem temporären 
Rückgang von 20 bis 25 Milliarden Euro pro Jahr kommen (gegenüber der linearen 
Methode). Allerdings reduziert sich dieser Aufkommenseffekt nach der Anlaufphase wieder. 
Da jeder Euro einer Investition unabhängig von der Abschreibungsmethode nur einmal 
abgeschrieben werden kann, liegt das Abschreibungsvolumen in den Folgejahren nach der 
Anschaffung bei null und erhöht entsprechend wieder das Steueraufkommen, so dass die 
Mindereinnahmen nach 10 Jahren größtenteils wieder ausgeglichen sind. Die dauerhafte 
Gewährung der Sofortabschreibung zieht allerdings einmal den Abschreibungseffekt nach 
vorne.“ 

Die Sofortabschreibung wäre natürlich ein weitaus stärkerer (vorgezogener) 
Entlastungsimpuls als die Modifikation der degressiven AfA, wie sie nun im neuen 
Gesetzentwurf vorgesehen ist. Aber auch hier (und natürlich in einem noch weitaus größeren 
Umfang) werden die kurzfristig aufschlagenden Steuermindereinnahmen thematisiert. 
Schauen wir uns also abschließend das an, was die neue Bundesregierung mit Blick auf die 
geplante Neuregelung der degressiven Abschreibung erwartet und in welchem Umfang die 
drei Ebenen des föderalen Systems davon betroffen sein werden. 

6. Ein Blick auf die erwarteten Steuermindereinnahmen bei einer 
Umsetzung des Gesetzes für ein steuerliches 
Investitionssofortprogramm zur Stärkung des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland 

Im Entwurf eines Gesetzes für ein steuerliches Investitionssofortprogramm zur Stärkung des 
Wirtschaftsstandorts Deutschland findet man auch eine tabellarische Übersicht über die 
erwarteten Steuermindereinnahmen in den ersten Jahren der Umsetzung sowie eine 
Aufschlüsselung dieser Mindereinnahmen nach den Gebietskörperschaften. Dazu die 
Übersichtsdarstellung in der Abbildung 3. 

„Wir kurbeln mit unserem Wachstumsbooster jetzt die Wirtschaft an. Damit sichern wir 
Arbeitsplätze und bringen Deutschland wieder auf Wachstumskurs“, so der 
Bundesfinanzminister Lars Klingbeil (SPD) wie ein Motivationstrainer. „Doch seine Freude 
könnte sich schneller eintrüben als gedacht – geboostert wird nämlich zunächst vor allem 
eins: ein Streit zwischen Bund, Ländern und Kommunen“, meint Sonja Álvarez. Denn Länder 

	 Abschreibungen über die Nutzungsdauer der Investitionsgüter verringern dagegen den Wert der Abzüge um 9
die Inflation und die Kapitalrendite. 

https://dserver.bundestag.de/btd/21/003/2100323.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/003/2100323.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/003/2100323.pdf
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und Kommunen wehren sich dagegen, dass sie rund zwei Drittel der Steuerausfälle 
stemmen sollen, die durch das Programm in die Kassen gerissen werden. 

Bereits 2025 summieren sich die Steuerausfälle auf etwa 2,5 Milliarden Euro. Davon muss 
der Bund aber nur 794 Millionen Euro tragen, Länder und Kommunen übernehmen rund 1,7 
Milliarden Euro. In den folgenden Jahren wird das Minus noch größer: 2027 wird mit 
Mindereinnahmen von insgesamt rund 12 Milliarden Euro gerechnet. Der Bund trägt davon 
aber rund 3,8 Milliarden Euro, Länder und Kommunen rund acht Milliarden Euro. 

Álvarez (2025) bringt das Problem auf den Punkt: „Viele Finanzministerinnen und -minister 
unterstützen das schwarz-rote Investitionsprogramm zwar grundsätzlich, um Deutschlands 
Wirtschaft im drohenden dritten Rezessionsjahr wieder fit zu machen. Doch sie sehen es 
nicht ein, den Großteil des Preises dafür zu übernehmen, und fordern vom Bund deshalb 
eine Kompensation. Erfolgt sie nicht, könnten sie ihre Zustimmung zum Gesetz im Bundesrat 
verweigern.“ 

Bundesländer und Kommunen könnten nicht zwei Drittel der Entlastungen tragen, der Bund 
müsse die Belastungen ausgleichen, so wird der Finanzminister von Mecklenburg-
Vorpommern, Heiko Geue (SPD), zitiert. Der gleich einen „Lösungsvorschlag“ nachschiebt, 
der bereits von Achim Truger angesprochen wurde: „Der Bund muss ein Kommunalpaket 
schnüren und die Länder in geeigneter Weise, beispielsweise über den Länderanteil an der 
Umsatzsteuer, entlasten.“  

Auch von den meisten anderen Bundesländern kommen kritische bis ablehnende Stimmen – 
das ist vor allem deshalb von Bedeutung, weil die Bundesregierung die Zustimmung der 
Mehrheit der Bundesländer-Stimmen im Bundesrat benötigt, da sonst das Gesetz nicht 
Wirklichkeit werden kann.  

➔ Welche Kapriolen die aktuelle Debatte schlägt, kann man an diesem von Álvarez (2025) 
zitierten Beispiel erkennen: SPD-Generalsekretär Matthias Miersch verwies am Sonntag im 
ARD-„Bericht aus Berlin“ auf die höhere Verschuldungsmöglichkeit, die die Länder durch die 
Lockerung der Schuldenbremse nun hätten. Und er deutete an, dass für einen Ausgleich der 
Mindereinnahmen auch ein Teil der 100 Milliarden Euro genutzt werden könne, der für die 
Länder im 500-Milliarden-Euro-Sondervermögen vorgesehen ist. Die 100 Milliarden haben 
die Länder aber freilich für zusätzliche Investitionen vorgesehen – und nicht für das Stopfen 
von Haushaltslöchern, die durch das Investitionsprogramm entstehen. „Es kann nicht sein, 
dass die Bundesregierung bei den Einnahmeausfällen auf Sondervermögen oder die 
möglichen neuen Verschuldungsmöglichkeiten verweist“, kritisiert Baden-Württembergs 
Finanzminister Danyal Bayaz (Grüne). „Dafür haben wir diesen Grundgesetzänderungen 
nicht zugestimmt. Wir haben zugestimmt unter der Maßgabe, dass es zusätzliche Mittel für 
zusätzliche Investitionen sind“, betont Bayaz. Wenn Haushaltslöcher durch 
Steuermindereinnahmen mit neuen Schulden gestopft würden, sei wenig gewonnen. „Dann 
wird das Finanzpaket des Bundes absehbar seine Wirkung verfehlen“, warnt Bayaz: „Dann 
haben wir lediglich eine höhere Staatsverschuldung, ohne dass eine einzige Brücke oder 
eine einzige Schule saniert worden wäre.“ 

In der Abbildung 3 sind die von der Bundesregierung erwarteten Steuermindereinnahmen 
insgesamt sowie der Verteilung der Mindereinnahmen auf die drei Ebenen Bund. 
Bundesländer und Kommunen.  
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Abb. 3: Erwartete Steuermindereinnahmen bei einer Umsetzung des Gesetzes für ein steuerliches 
Investitionssofortprogramm zur Stärkung des Wirtschaftsstandorts Deutschland 

Anmerkung zu den unterschiedlichen Werten bei den Steuermindereinnahmen: Hinsichtlich der 
Steuermindereinnahmen tauchen in der tabellarischen Übersicht aus dem Bundesfinanzministerium, die in der 
Abb. 3 grafisch umgesetzt wurde, unterschiedliche Euro-Beträge für die Jahre 2025 bis 2029 auf. Wie kann 
man die erklären? Der Unterschied zwischen Kassenjahr und voller Jahreswirkung bei der Darstellung von 
Steuermindereinnahmen ergibt sich aus dem Zeitpunkt, zu dem steuerliche Änderungen tatsächlich im 
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Staatshaushalt wirksam werden: 
Kassenjahr: Bezieht sich auf das Haushaltsjahr, in dem die Steuerzahlungen tatsächlich in die Staatskasse 
fließen oder fehlen. Es berücksichtigt den Zahlungszeitpunkt, nicht den Zeitraum, für den die Steuer anfällt. Im 
Kassenjahr sind die Steuermindereinnahmen oft niedriger, weil die Änderung nur anteilig wirksam wird oder 
wegen zeitlicher Verschiebungen (z. B. Zahlungsaufschub, Veranlagungszeitraum).  
Volle Jahreswirkung: Zeigt die gesamte Wirkung, die eine steuerliche Maßnahme hätte, wenn sie über ein 
volles Kalenderjahr gelten würde. Diese Darstellung dient der langfristigen Abschätzung der 
Einnahmeveränderung. Die volle Jahreswirkung ist in der Regel höher, da sie die Maßnahme in voller Höhe 
und ohne zeitliche Verzögerung abbildet. 
Man kann folgendes Fazit formulieren: Die Betrachtung nach Kassenjahr ist relevant für die Haushaltsplanung 
kurzfristig, während die volle Jahreswirkung die dauerhafte fiskalische Belastung besser abbildet. 

Man muss in der Diskussion über die erwarteten Steuermindereinnahmen durch das 
steuerliche Investitionssofortprogramm berücksichtigen, dass es noch eine andere 
Verteilungsbaustelle gibt, deren Ankündigung bereits entsprechend negative Reaktionen auf 
der Ebene der Bundesländer hervorgerufen hat: Gemeint ist hier zum einen die Absenkung 
des regulären Umsatzsteuersatzes für Speisen in der Gastronomie von 19 auf 7 Prozent 
ab dem 1. Januar 2026. Hinzu kommt das im Koalitionsvertrag vereinbarte Vorhaben, die 
Pendlerpauschale ab dem 1. Januar 2026 dauerhaft auf 38 Cent pro Kilometer ab dem 
ersten Kilometer anzuheben.  10

Zahlreiche Bundesländer stemmen sich nun gegen die von der Bundesregierung geplante 
Erhöhung der Pendlerpauschale und die ebenfalls geplante Senkung der Mehrwertsteuer in 
der Gastronomie. Um welche Größenordnungen es dabei geht, kann man dem Beitrag von 
Hulverscheidt/Timmler (2025) entnehmen. Die haben eine Umfrage unter allen 16 
Bundesländern gemacht. Länder und Kommunen hätten demnach einen erheblichen Teil der 
Steuerausfälle zu tragen, die beide Vorhaben mit sich brächten. Die gesamten 
Mindereinnahmen der beiden Maßnahmen lägen über die Wahlperiode gerechnet bei 
geschätzt rund 23 Milliarden Euro. Auf die Länder und Gemeinden entfielen davon etwa 12,5 
Milliarden Euro. 

Man muss vor allem mit Blick auf die nun erwarteten Steuermindereinnahmen bei einer 
Umsetzung des Gesetzes für ein steuerliches Investitionssofortprogramm zur Stärkung des 
Wirtschaftsstandorts Deutschland die überaus schwierige aktuelle Haushaltslage der 
Kommunen in den Blick nehmen: 

„Die Kern- und Extrahaushalte der Gemeinden und Gemeindeverbände (ohne Stadtstaaten) 
in Deutschland wiesen im Jahr 2024 ein Finanzierungsdefizit von 24,8 Milliarden Euro auf. 
Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) nach vorläufigen Ergebnissen der 
vierteljährlichen Kassenstatistik mitteilt, war dies das höchste kommunale 
Finanzierungsdefizit seit der deutschen Vereinigung im Jahr 1990. Gegenüber dem Jahr 
2023 ist das Defizit deutlich gewachsen. Damals hatte es 6,6 Milliarden Euro betragen.“ 
(Statistisches Bundesamt 2025).  

Die langfristige Entwicklung des Finanzierungssaldos der kommunalen Haushalte ist in der 
Abbildung 4 dargestellt. 

	 Bislang gelten unterschiedliche Sätze für die Pendlerpauschale, abhängig von der Entfernung zwischen 10
Wohnung und Arbeitsstätte. Für die ersten 20 Kilometer sind es 30 Cent und ab dem 21. Kilometer 38 Cent – 
jeweils bezogen auf die einfache Fahrstrecke. Das war bereits eine Vergünstigung zur Zeit vor Corona und 
sollte Ende 2026 eigentlich wieder auslaufen. Dass die geplante Erhöhung bereits ab dem ersten Kilometer 
greifen soll, ist besonders für Pendler mit kürzeren Strecken eine positive Neuerung. Die Anhebung der 
Pendlerpauschale kann somit als Baustein gesehen werden, um kleine und mittlere Einkommen finanziell zu 
entlasten und möglicherweise auch Arbeitsanreize zu verbessern.
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Abb. 4: Finanzierungssaldo der kommunalen Kern- und Extrahaushalte 

Das Defizit in den Kernhaushalten wuchs, weil der Einnahmenzuwachs nicht mit dem 
starken Ausgabenwachstum Schritt hielt. Treiber der Ausgaben der kommunalen 
Kernhaushalte waren vor allem die Sozialleistungen, die im Jahr 2024 um 11,7 Prozent 
oder 8,9 Milliarden Euro höher waren als im Jahr 2023 und sich auf insgesamt 84,5 
Milliarden Euro beliefen. Hauptgrund für den Anstieg waren Anpassungen der Regelsätze im 
Bereich der Sozialhilfe und im Bürgergeld zum 1. Januar 2024. Die höheren Leistungssätze 
führten auch dazu, dass mehr Menschen solche Leistungen in Anspruch nehmen konnten. 
Das deutliche Wachstum der Ausgaben für Sozialleistungen wirkte sich insbesondere auf die 
Landkreise und Kreisfreien Städte sowie die kommunalen Bezirks-, Regional- und 
Sozialverbände aus, die als Sozialleistungsträger der kommunalen Ebene im Jahr 2024 rund 
95 Prozent der Sozialleistungsausgaben trugen. Auch die Personalausgaben der 
Kernhaushalte wuchsen mit +8,9 Prozent auf 88,1 Milliarden Euro wieder kräftig. Dies war 
Folge der im Jahr 2024 wirksamen Tarifsteigerungen und des Personalzuwachses in 
verschiedenen Bereichen. 

Die Einnahmen aus Steuern (netto) stiegen im Jahr 2024 nur noch mäßig um 1,5 Prozent auf 
132,1 Milliarden Euro. Ausschlaggebend war der schwache Zuwachs bei den Einnahmen 
aus der Gewerbesteuer (netto) um 0,3 Prozent auf 62,1 Milliarden Euro.  

Das ist der Hintergrund, vor dem die Kommunen und die Bundesländer auf die anstehenden 
kurzfristigen Steuermindereinnhamen durch die steuerpolitischen Maßnahmen der 
Bundesregierung schauen. 
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Nun dürfen wir gespannt sein, ob und wie der aufbrechende Konflikt um die Verteilung der 
Steuermindereinnahmen schnell gelöst werden kann, ansonsten bestehen zweierlei Risiken: 
Zum einen wäre eine schnelle gesetzgeberische Umsetzung  vor der Sommerpause 11

aufgrund der Zustimmungsbedürftigkeit im Bundesrat nicht möglich und zum anderen wären 
die psychologischen Konsequenzen kontraproduktiv zu dem Versuch, hier eine schnell 
handelnde neue Bundesregierung zu präsentieren und ein Teil der Menschen könnte den 
Eindruck bekommen, dass auch die nichts schnell hinbekommen. 
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